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Einflihrung

Das Kompetenzzentrum Selbstbestimmt Leben (KSL) Rheinland ist ein Projekt, welches durch
die Landesregierung NRW im Zuge der Umsetzung des Aktionsplans ,Eine Gesellschaft fir
alle — nrw Inklusiv” geférdert wird. Wesentlicher Schwerpunkt des Aktionsplans und des Pro-
jekts Kompetenzzentrum Selbstbestimmt Leben ist die Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) auf Landesebene.

Das KSL Rheinland dient als Anlaufstelle fur behinderte Menschen und unterstiitzt selbstbe-
stimmte Lebensformen. Im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit setzt sich das KSL Rheinland fiir
einen Bewusstseinswandel und eine veranderte Sichtweise auf die Belange von Menschen
mit Behinderung ein. Die Interessenvertretung bildet den dritten Tatigkeitsschwerpunkt des

KSL Rheinland.

Im Rahmen dieser Interessenvertretung nimmt das KSL Rheinland nachfolgend ausfiihrlich
zum Entwurf der nordrhein-westfalischen Landesregierung fiir ein Erstes allgemeines Gesetz

zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen Stellung.

Entsprechend dem Wunsch des federfihrenden Ministeriums wurden die relevanten An-
merkungen und Anderungsvorschlige in die bereitgestellte Tabelle eingetragen. Aufgrund
der Komplexitat des Gesetzesvorhabens einerseits und einiger allgemeingitltiger Kritikpunkte
andererseits erscheint es aus Sicht des KSL Rheinland jedoch notwendig, zusatzlich eine aus-
fuhrliche Stellungnahme in Form eines FlieRRtextes zu erstellen und der tabellarischen Aus-

wertung beizufligen.

Grundlage der Stellungnahme

Die nachfolgende Stellungnahme basiert auf dem schriftlichen Entwurfstext einschlief3lich
einer Gesetzesbegriindung, welcher mit Schreiben vom 29. Oktober 2014 durch das feder-
fihrende Ministerium fir Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen

zur Einleitung der Verbandeanhorung Ubersandt wurde. Zudem wird im Einzelfall auf die
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miindlichen Ausfiihrungen im Rahmen der Sondersitzung des Inklusionsbeirats am 4. No-

vember 2014 zur Erlduterung des Gesetzentwurfs Bezug genommen.

Allgemeine Anmerkungen zum Gesetzentwurf
Ablauf und Organisation des Anhérungsverfahrens

Die aktuelle Gestaltung des Anhorungsverfahrens zum vorliegenden Gesetzentwurf ist in
einzelnen Punkten kritikwiirdig. Insbesondere ist zu kritisieren, dass die Anhérung der Ver-
bdande bzw. Behindertenorganisationen zeitlich nach dem Kabinettsbeschluss durchgefiihrt
wird. Notwendig wére aus unserer Sicht eine friihzeitige und wirksame Einbeziehung der
Selbstvertretung von Menschen mit Behinderung in den Prozess der Entwurfserstellung ge-
wesen. Bereits der Grundsatz ,Nicht ohne uns Uber uns” gebietet eine solche effektive und
friihzeitige Einbeziehung in den Formulierungsprozess. Dies ist nicht nur ein Ausdruck des
Respekts gegenlber Menschen mit Behinderung, sondern zwingende Voraussetzung, um
deren Expertise und Erfahrungsschatz aufgrund eigener Betroffenheit mit der gebotenen
Gewichtung in diesem Prozess einbringen zu kdnnen. Es steht zu befiirchten, dass nach dem
bereits gefassten Kabinettsbeschluss die im Rahmen des Anhérungsverfahrens von den Be-
hindertenverbinden und -organisationen vorgebrachten Anregungen und Anderungsvor-
schlage keinen Eingang in den Gesetzentwurf mehr finden werden. Damit wiirde es dem
nachgelagerten Anhorungsverfahren an einer Sinn gebenden Einwirkungsmoglichkeit fehlen,

was die Anhérung zu einem bloRen formalen Procedere abwerten wiirde.

Darliber hinaus ist auch das Zeitfenster fiir die Bearbeitung des Gesetzentwurfs und die
Formulierung einer Stellungnahme einschlielRlich der verbandsinternen Abstimmung mit den
jeweiligen Leitungsgremien sehr knapp bemessen und erschwert die Anhorung in diesem

Sinne erheblich.

Unverstandlich ist auch, weshalb die Materialien zum Gesetzentwurf erst wenige Tage vor
der Vorstellung dieses Entwurfs im Inklusionsbeirat zur Verfligung gestellt wurden. Bei vielen

Betroffenen dringt sich der Eindruck einer gewissen Uberrumpelung auf.
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Dies ist umso unverstandlicher, als in den vergangenen Jahren beispielsweise mit der Ein-
richtung des Inklusionsbeirats und einer Vielzahl spezialisierter Fachbeirdte ebenso ein wich-
tiges Signal im Hinblick auf eine wirksame politische Partizipation von Menschen mit Behin-
derung gesetzt wurde wie durch deren Einbindung in zahlreiche weitere Arbeitskreise und
Gremien. Diese erfreuliche Tendenz muss unbedingt fortgesetzt und weiterentwickelt wer-

den.

Von Seiten des KSL Rheinland wird daher dringend darum gebeten, kiinftig die Behinderten-
verbdnde und -organisationen deutlich friihzeitiger als bisher Giber den Diskussionsstand bei
derartigen Gesetzgebungsvorhaben zu informieren und ihnen die Moglichkeit einer aktiven

und effektiven Begleitung dieser Prozesse zu geben.

Anmerkungen zur finanziellen Dimension des Gesetzentwurfs

Der vorliegende Gesetzentwurf leidet erheblich unter einer doppelten Kostenbremse.

Einerseits sind auch fir diesen Gesetzentwurf die gegenwartigen finanziellen Rahmenbedin-
gungen sowohl auf Landes- als auch auf kommunaler Ebene maligeblich. Die finanzielle Lage
ist insgesamt sehr angespannt, was auch durch die kiirzlich verfligte Haushaltssperre im

Land noch einmal deutlich unterstrichen wird.

Die zweite finanzielle Einschrankung ergibt sich aus dem unbedingten Ziel der Vermeidung
einer Kollision mit dem Konnexitatsprinzip. Hier werden Modellrechnungen angestellt, die —
und dies wird durch das federfiihrende Ministerium auch eingerdumt — auf keiner validen
Datenbasis beruhen. Es wird dargelegt, wie sich vermutlich die Kosten durch die Inanspruch-
nahme von Kommunikationshilfen im Rahmen der elterlichen Sorge entwickeln werden. Da-
bei wird nur auf vorhandenes Zahlenmaterial zurlckgegriffen, ohne sich beispielsweise mit
der Frage auseinanderzusetzen, ob hierbei eine eher restriktive oder groRRziigige Bewilli-
gungspraxis an den Tag gelegt wird. Nur bei einer umfassenden Analyse der Inanspruchnah-
me derartiger Kommunikationshilfen einschlieBlich der Bewilligungspolitik kénnen halbwegs
belastbare Annahmen fiir eine Kostenentwicklung durch das vorliegende Gesetz aufgestellt

werden.
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Vor diesem Hintergrund wiegt der Umstand besonders schwer und ist aus Sicht des KSL
Rheinland scharf zu kritisieren, dass im Entwurfstext unter der Uberschrift ,D. Kosten” aus-
driicklich darauf hingewiesen wird, dass den angesprochenen Tragern offentlicher Belange
ein weiter Ermessensspielraum bezliglich der Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben einge-
raumt wird. Dieser Ermessensspielraum findet seinen Widerhall in den duBerst unscharfen
Vorgaben, die sich in blofRen Sollvorgaben oder schwachen Verpflichtungen (z.B. Hinwirken)
dulBern. Eine bewusst schwache Auspragung von Verpflichtungen ohne Verbindlichkeit, Frist-

setzung oder drohenden Sanktionen wird als Instrument der Kostensteuerung missbraucht.

Es erscheint mehr als zweifelhaft, ob rein fiskalische Uberlegungen ein taugliches Kriterium
fir eine Ermessensauslegung darstellen kann, oder ob hierin nicht ein Ermessensfehler zu
sehen wire, der die betreffende Entscheidung schon aus formalen Griinden angreifbar ma-

chen wirde.

Fehlen von Verbindlichkeit, Fristsetzung, Sanktionen und Rechtsanspriichen von Menschen
mit Behinderungen

Aus Sicht des KSL Rheinland ist zu kritisieren, dass der Gesetzentwurf weitestgehend auf
verbindliche Regelungen und Verpflichtungen der Trager 6ffentlicher Belange verzichtet.
Hinzu kommt, dass die wenigen konkreten Verpflichtungen, die in den Gesetzentwurf zu
finden sind, mit keinerlei Fristsetzung fur deren Umsetzung verbunden sind. Weiterhin sieht
der Gesetzentwurf keine Sanktionen fir den Fall vor, dass ein Trager o6ffentlicher Belange
den Verpflichtungen aus diesem Gesetz zuwiderhandelt oder ihnen zumindest nicht gerecht
wird. SchlieBlich ist zu kritisieren, dass den unscharfen Handlungsvorgaben und Verpflich-
tungen auf Seiten der Trager 6ffentlicher Belange keine korrespondierenden Rechtsanspri-
che von Menschen mit Behinderungen gegeniberstehen. Derartige Anspriiche sind jedoch
notwendig, um die Handlungsverpflichtungen der Trager offentlicher Belange wirksam

durchsetzen zu kdnnen.

Das Fehlen dieser vier Komponenten schwéacht die Wirksamkeit, aber auch die Ausstrahlung
dieses Gesetzes auf die hieraus in Anspruch genommenen Trager 6ffentlicher Belange er-

heblich. Viele behinderte Menschen sind aufgrund des Verzichts auf diese drei Komponen-
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ten von diesem Gesetzentwurf enttduscht und erwarten hiervon keine signifikante Verbes-
serung fiir ihre Teilhabe an der Gesellschaft bzw. fir die Starkung des Gedankens einer So-

zialen Inklusion insgesamt.

Die einzelnen Vorschriften des Gesetzentwurfs beschranken sich auf sehr unscharfe Ver-
pflichtungen, die durch Begrifflichkeiten wie ,Hinwirken“ oder bloRe Sollvorschriften um-
schrieben werden. Diese sind dann wiederum auf ebenfalls sehr unscharfe und nicht greifba-
re Handlungsvorgaben wie ,Unterstiitzen” gerichtet, was eine zusatzliche Abschwachung der

unverbindlichen Handlungsvorgabe bedeutet.

Es fehlen verbindliche Zeitachsen fiir die Umsetzung der einzelnen Vorgaben. Damit wird
den Tragern o6ffentlicher Belange ein unbegrenzter Zeitraum eingerdumt, bevor man sich
Uberhaupt verbindlich mit der Thematik auseinandersetzen muss. Halt man sich vor Augen,
dass die UN-BRK keine neuen Rechte begriindet, sondern lediglich Menschen mit Behinde-
rungen einen Zugang zu den Allgemeinen Menschenrechten eréffnen soll, die jedermann

zustehen, so ist diese Unverbindlichkeit mit aller Deutlichkeit abzulehnen.

In Kritik wiirdiger Weise fehlen auch Bestimmungen liber mogliche Sanktionen fiir den Fall,
dass Trager o6ffentlicher Belange den Verpflichtungen aus diesem Gesetz nicht nachkommen.
Dies gilt umso mehr, als dass dieses Gesetz ohnehin nur sehr wenige konkrete Verpflichtun-
gen enthalt. Eine ohnehin nur sehr schwach ausgepragte Verpflichtung, die dann auch noch
unbeachtet bleiben kann, ohne dass Sanktionen drohen, wird aller Voraussicht nach dazu
flihren, dass der vorliegende Gesetzentwurf mit seinen unbestritten guten inhaltlichen An-
satzen in der praktischen Ausfiihrung und Umsetzung weiter entwertet und geschwacht

wird.

Schliefllich missen Menschen mit Behinderungen in die Lage versetzt werden, die Umset-
zung der Gesetzesvorgaben aus eigenem Recht einfordern zu kénnen, da ansonsten zu be-
flrchten ist, dass diese Umsetzung nicht mit der gebotenen Intensitat und Geschwindigkeit

erfolgen wird.
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Das KSL Rheinland fordert daher eine Uberarbeitung des Gesetzentwurfs durch striktere
Verpflichtungen, die grundsatzlich mit zeitlichen Vorgaben fiir deren Umsetzung und der

Androhung von Sanktionen fiir den Fall eines Zuwiderhandelns zu versehen sind.

Unzureichende Forderung der Verwendung von leichter Sprache

Grundsatzlich zu loben ist die erkennbare Bereitschaft des Landesgesetzgebers, das Instru-
ment der leichten Sprache, welches fiir Menschen mit geistiger oder kognitiver Beeintrachti-
gung haufig Voraussetzung flir Kommunikation mit Tragern offentlicher Belange ist, erstma-
lig als gesetzlich vorgesehene Kommunikationsform anzusehen und in seiner Verbreitung zu

fordern.

Allerdings ist der Landesgesetzgeber hierbei duBerst inkonsequent. Es ist sachlich nicht be-
grindbar, weshalb in anerkennenswerter Weise einerseits die Bestimmungen zum Einsatz
von im Einzelfall angepasste Kommunikation fir Menschen mit Horbehinderung oder
Spracherkennung zumindest einigermaRen verbindlich sind, wahrend die Bestimmungen zur
Verwendung unserer Verbreitung von leichter Sprache deutlich unverbindlicher und un-
scharfer sind. Teilweise wird in einzelnen Bereichen leichte Sprache liberhaupt nicht er-
wahnt, teilweise steht deren Verwendung unter ausdriicklichem Ressourcenvorbehalt der
jeweiligen Trager 6ffentlicher Belange. Diese Unterscheidung ist als diskriminierend und so-

mit rechtswidrig anzusehen.

Die Verwendung von leichter Sprache gehort zu den dringenden Aufgaben, soweit es um die
Starkung des Inklusionsgedankens geht. Grundsatzlich sah sich hierbei auch ein hoher Quali-
tatsmalstab angewandt werden. Mindestens die Abnahme von Texten in leichter Sprache ist
von Menschen mit Lernschwierigkeiten durchzufiihren. Diese Tatigkeiten missen professio-
nalisierte und somit konsequenterweise auch vergitet werden. Dieses neue Betatigungsfeld
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt schafft eine bedeutsame berufliche Perspektive fiir diese
Personengruppe, fur die ansonsten in aller Regel nur eine Unterbringung in einer Werkstatt
fir Menschen mit Behinderung verbleibt. Die Zubilligung dieser Expertenrolle bedeutet fir

Menschen mit geistigen oder kognitiven Einschrankungen zudem eine deutliche gesellschaft-
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liche Aufwertung und Wertschatzung und ist als Teil einer Bewusstseinswandlung im Sinne

von Art. 8 UN-BRK zu bewerten.

Anmerkungen zu Art. 1: Erstes allgemeines Gesetz zur Starkung der Sozialen
Inklusion in Nordrhein-Westfalen

§ 1 (Ziele)

Aus Sicht des KSL Rheinland ware zum Auftakt dieses Gesetzes eine Definition von Inklusion
in diesem Sinne dringend geboten gewesen. Der Begriff der Inklusion und das damit verbun-
dene Modell einer Gesellschaft, in der Menschen mit und ohne Behinderung gleichberech-
tigt und mit gleichen Entfaltungsmoglichkeiten miteinander leben, muss im Gesetz definiert
werden. Allen Menschen in einer inklusiven Gesellschaft steht die gleiche Handlungsfreiheit
und Autonomie offen. Es ist nicht die Aufgabe des einzelnen Menschen mit Behinderung,
sich an die Gegebenheiten der Gesellschaft anzupassen, vielmehr bedeutet Inklusion, dass
eine Gesellschaft insgesamt so gestaltet wird, dass Menschen mit und ohne Behinderung

gleichermalen und umfassend an ihr partizipieren kénnen.

Eine konkrete Definition von Inklusion ist allein deshalb notwendig, weil vielfach die Begriffe
»Inklusion” und ,Integration” (Letztere bedeutet vereinfacht gesagt nichts anderes als die
Pflicht des behinderten Menschen zur Anpassung an die Gesellschaft) synonym verwendet
werden. Insofern sei exemplarisch auf die offizielle Ubersetzung der UN-BRK durch die Bun-

desrepublik Deutschland in Art. 24 Abs. 2 e) verwiesen.

In der Praxis finden sich haufig Angebote fiir Menschen mit Behinderung, die fiir sich eine
inklusive Gestaltung in Anspruch nehmen. Hierbei handelt es sich beispielsweise um organi-
sierte Freizeitaktivitaten. Nicht selten bleiben die Teilnehmenden mit Behinderung hierbei
unter sich, sodass von einer inklusiven Gestaltung nicht gesprochen werden kann. Durch
eine explizite Definition von Inklusion im Gesetz konnte dieser inflationdaren Verwendung des

Inklusionsbegriffs entgegengetreten werden.

SchlieBlich sollte das Land bei seinen Bemihungen um die Starkung der Sozialen Inklusion

darauf achten, nicht die Deutungshoheit Gber zentrale Begrifflichkeiten in diesem Zusam-
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menhang zu verlieren. Schon aus diesem Grund erscheint eine Definition im Gesetzestext

zwingend geboten.

Die Begriindung zu § 1 enthadlt eine durchaus lberzeugende Beschreibung von Inklusion aus
Sicht der Landesregierung. Insofern ware zu wiinschen gewesen, dass hieraus eine Definition
entwickelt und in den Gesetzestext Uberflhrt wird, da nicht zwangslaufig davon auszugehen
ist, dass bei der taglichen Arbeit mit dem Gesetz auch auf die Gesetzesbegriindung zurtick-

gegriffen wird.

Insgesamt fehlt im Gesetzentwurf eine konsequente Menschenrechtsbasierung. Der Gedan-
ke der Inklusion im Sinne der UN-BRK ist nur ein, wenn auch sehr wichtiges Prinzip der Kon-
vention. Der Zweck der UN-BRK besteht dariiber hinaus in der Gewahrleistung des vollen
und gleichberechtigten Genusses der Menschenrechte. Inklusion muss auch in diesem Kon-

text gesehen und interpretiert werden.

§ 2 (Geltungsbereich)

Ausdrucklich begriiSt das KSL Rheinland die Einbeziehung von Beliehenen in den Geltungs-
bereich des Gesetzes. Gerade in Zeiten zunehmender Fremdvergabe von Aufgabenfillungen,
die eigentlich unmittelbar durch die Trager 6ffentlicher Belange geleistet werden mussen, ist
eine Einbeziehung solcher Beliehener zwingend notwendig, um den Schutzbereich des Ge-

setzes nicht zu untergraben.

Es verwundert allerdings, dass der Westdeutsche Rundfunk, der im derzeitigen BGG NRW
noch uneingeschrankt zu den Verpflichteten gezahlt wird, im vorliegenden Gesetzentwurf
nur noch im Zusammenhang mit der Wahrnehmung offentlicher Aufgaben dem Geltungsbe-
reich des Gesetzes unterworfen wird. Diese Einschrankung ist aus Sicht des KSL Rheinland

nicht nachvollziehbar.

Einbezogen werden aber sollten auch die Leistungserbringer in der Behindertenhilfe, sie
sind zwar keine Beliehenen, nehmen aber im Rahmen des sozialrechtlichen Dreiecksver-

haltnisses auch Aufgaben der 6ffentlichen Daseinsvorsorge wahr. Sie sind daher auf die UN-
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BRK zu verpflichten. Dies entspricht dem menschenrechtlichen Pflichtentrias: Achtung,

Schutz, Gewdhrleistung.

§ 3 (Menschen mit Behinderungen)

Im Zusammenhang mit der Definition von Menschen mit Behinderung ist es erfreulich, dass
der vorliegende Gesetzentwurf neben der Beeintrachtigung im klassischen Sinne auch die
bestehenden Barrieren in den Behinderungsbegriff einbezieht, die im Zusammenwirken mit
der Beeintrachtigung erst zur Behinderung im rechtlichen Sinne fiihren. Damit folgt der Ge-
setzentwurf weitgehend der Sichtweise der UN-BRK, bleibt aber in einem wesentlichen
Punkt hinter dieser Sichtweise zurlick. Die UN-BRK verzichtet bewusst auf einen konkreten
Behinderungsbegriff. Der im vorliegenden Gesetzentwurf abschlieBend umschriebene Per-
sonenkreis wird in der UN-BRK lediglich als der Gruppe von Menschen mit Behinderung zu-
gehorig aufgefasst. Daher wird in der UN-BRK formuliert, dass zu den Menschen mit Behin-
derungen [...] gehdren. Eine abschlieende Definition des Personenkreises findet hingegen

nicht statt, weitere Personen kdnnen hinzugerechnet werden.

Daher schlagt das KSL Rheinland vor, insoweit die Vorgabe der UN-BRK vollstandig zu tber-

nehmen und den Gesetzesentwurf wie folgt zu verdandern:

(1) Zu den Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Gesetzes gehéren Men-
schen, die langfristige korperliche, seelische, geistige oder seelische Beein-
trdchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrie-
ren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-

schaft hindern kénnen. [...]

Daneben begriillt das KSL Rheinland ausdriicklich, dass die besonderen Belange von Frauen
und Madchen in den Gesetzentwurf aufgenommen wurden. Die besonderen geschlechts-
spezifischen Belange diirfen nicht vom Erreichen einer bestimmten Altersgrenze abhangig
gemacht werden. Allerdings sollte zur Vermeidung von Irritationen diese Vorgabe in einem
separaten Paragraphen geregelt werden, da die Eigenschaft als Frau oder Madchen nicht als

Behinderung fehlinterpretiert werden darf.
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Das bloRRe Bekenntnis zur Berlcksichtigung der besonderen Belange von Frauen und Mad-
chen reicht jedoch bei weitem nicht aus. Gerade in diesem Bereich ist es besonders wichtig,
die Betroffenen mit den Verpflichtungen korrespondierenden Rechtsanspriichen auszustat-
ten, um dieser Zielvorgabe die notwendige Durchsetzungskraft zu geben. So muss beispiels-
weise flir den Fall, dass eine behinderte Frau mit Gewalterfahrungen im familidaren Umfeld in
ein Frauenhaus ziehen muss, ab dem Einzug die notwendige Unterstiitzung bzw. Assistenz

bereit gestellt werden.

Notwendig ist zumindest ein Normprifungsauftrag an den Inklusionsbeirat, um die be-

stehenden Landesgesetze auf die Vereinbarkeit mit dieser Vorgabe hin zu iberprifen.

Bezliglich Kindern und Jugendlichen ist zundchst positiv festzuhalten, dass Letztere in den
Geltungsbereich des Gesetzes aufgenommen wurden. Nicht vereinbar mit Art. 7 UN-BRK ist
jedoch die bloRe Sollvorgabe, das Wohl der Kinder und Jugendlichen bei allen MalRnahmen,
die Kinder und Jugendliche mit Behinderung betreffen, vorrangig zu bericksichtigen. Die UN-

BRK bedient sich insoweit einer Mussvorschrift.

AbschlieBend bleibt anzumerken, dass aus Sicht des KSL Rheinland die Aufnahme von Men-
schen, die von einer Behinderung erst bedroht sind, notwendig erscheint. Es gehort bei-
spielsweise zu den wesentlichen Grundsatzen des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, dass
Leistungen der Rehabilitation und Teilhabe nicht erst dann bereitgestellt werden sollen,
wenn die Behinderung bereits eingetreten, sondern bereits dann, wenn eine solche Behin-

derung erst droht.

Unbestritten kann Uber eine friihzeitige Bewilligung von Teilhabeleistungen eine drohende
Behinderung abgewendet oder zumindest in ihren Auswirkungen gemildert werden. Daher
sollte der Personenkreis auch auf von Behinderung bedrohte Menschen ausgeweitet wer-

den.

Als vollig unzureichend betrachtet das KSL Rheinland die Vorschrift zur selbstbestimmten
Elternschaft mit Behinderung. Grundsatzlich ist die Aufnahme dieser Lebenssituation in den

Anwendungsbereich des Gesetzes als grolRer Fortschritt gegenliber der bisherigen rechtli-
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chen Situation zu verstehen, in der Elternschaft mit Behinderung praktisch nicht vorgesehen
ist. Allerdings wird es der besonderen Bedeutung dieser Thematik nicht gerecht, hierbei le-
diglich von einer Beriicksichtigung der spezifischen Bedurfnisse von Eltern mit Behinderun-
gen zu sprechen. Zwingend notwendig ist vielmehr ein bindender Sicherstellungsauftrag
dergestalt, dass zu gewahrleisten ist, dass Eltern mit Behinderungen ihre selbstbestimmte

Elternschaft leben und erleben kdnnen.

§ 4 (Allgemeine Grundsatze fiir die Trager 6ffentlicher Belange)

Die in § 4 Abs. 1 zum Ausdruck gebrachte Sichtweise, dass die Herstellung inklusiver Lebens-
verhadltnisse eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe sei, wird durch das KSL Rheinland aus-
driicklich geteilt und begriRt. Jedoch erscheint es aus unserer Sicht notwendig, diesen pro-
grammatischen Grundsatz durch den Hinweis zu ergdnzen, dass diese gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe die Trager 6ffentlicher Belange gleichermaRen verpflichtet. Ansonsten bestin-
de nach Auffassung des KSL Rheinland die Gefahr, dass einzelne Trager 6ffentlicher Belange
bei der Umsetzung der Gesetzesvorgaben auf andere gesellschaftliche Akteure verweisen.
Aus der Wahrnehmung der Aufgabe als gesamtgesellschaftliche Aufgabe darf nicht ein
Schlupfloch entstehen, die Erfiillung dieser Aufgabe von sich selbst fernzuhalten und statt-

dessen anderen Akteuren der Gesellschaft zuzuschieben.

Da schon die Feststellung der gesamtgesellschaftlichen Relevanz als programmatische Aus-
sage zu bewerten ist, sollte nach Auffassung des KSL Rheinland auch der Katalog der in Art. 3
UN-BRK festgehaltenen allgemeinen Grundsatze in den Gesetzestext aufgenommen werden,
um deren besondere Relevanz zu unterstreichen. Gerade im Zusammenhang mit der UN-BRK
ist sehr haufig festzustellen, dass einzelne Trager 6ffentlicher Belange sich bisher nur sehr
unzureichend mit dieser Materie auseinandergesetzt und auch deren Verbindlichkeit nicht

verinnerlicht haben.

In § 4 Abs. 2 bedarf es einer Ergdnzung dergestalt, dass die verankerten Grundsatze der UN-
BRK nicht nur zu achten, sondern aktiv zu férdern sind. Eine bloBe Beachtung der Grundsatze

kann auch durch ein rein passives Verhalten erreicht werden. Eine zielorientierte Umsetzung
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des landesweiten Aktionsplans sowie der Vorgaben der UN-BRK insgesamt fordert jedoch ein

aktives Handeln, sodass die oben genannte Erganzung angezeigt ist.

Die bloRe Sollvorgabe zur Zusammenarbeit in § 4 Abs. 3 ist zu schwach ausgepragt und ist
durch eine Verpflichtung zur Zusammenarbeit zu ersetzen. Die Einschrankung, dass diese
Zusammenarbeit nur bei entsprechender Notwendigkeit erfolgen soll, ist zu streichen. Das
Kriterium einer Notwendigkeit ist zu unscharf, als dass es nicht dazu missbraucht werden

konnte, die Verpflichtung zur Zusammenarbeit auszublenden.

Das KSL Rheinland begriiRt die Verpflichtung der Trager offentlicher Belange, beteiligungs-
rechtliche Einflussmoglichkeiten im Sinne der UN-BRK bzw. der Sozialen Inklusion bei juristi-
schen Personen des Privatrechts einzusetzen. Allerdings ist die Einschrankung auf mehrheit-
liche Beteiligungen zu streichen, da auch Minderheitenrechte wie beispielsweise eine
Sperrminoritat effektiv eingesetzt werden kénnen, um die Unternehmenspolitik juristischer
Personen des Privatrechts zu beeinflussen. Auch ist die Sollvorgabe hinsichtlich der Einfluss-
nahme im Sinne der UN-BRK zu streichen. Diesbeziiglich sollte besonderes Augenmerk auch
auf die Phase der Auftragsvergabe gelegt werden, da zu diesem Zeitpunkt die Einflussmog-

lichkeiten auf die Auftragnehmer besonders stark ausgepragt sind.

Abzulehnen ist die bloRe Sollvorgabe in § 4 Abs. 5 bei der Gewahrung von Zuwendungen und
sonstigen Leistungen, die Ziele des Gesetzes zu beachten. Gerade die Gewahrung derartiger
Zuwendungen bietet eine gute Einflussmoglichkeit, um den Geltungsbereich des Gesetzes
Rechtssicherheit und wirksam zu erweitern. Die Trager offentlicher Belange haben einen
relativ breit gefassten Beurteilungsspielraum, welche Kriterien bei der Gewdhrung derartiger
Zuwendungen zu beachten sind. Dies eroffnet die Moglichkeit, auch gesellschaftspolitische
Zielsetzungen in ihrer Durchsetzbarkeit zu starken. Das Ziel der Sozialen Inklusion im Sinne
des vorliegenden Gesetzentwurfs ist ein wichtiges Ziel, welches auch durch das Zuwendungs-
bzw. Vergaberecht geférdert werden muss. Auch ist die Beschrankung auf so genannte ge-
eignete Bereiche zu streichen. Angesichts der Komplexitdt der Aufgabe, eine inklusive Ge-

sellschaft nach den Grundprinzipien der UN-BRK zu entwickeln und umzusetzen, dirfte es
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schwer fallen, Bereiche zu definieren, die fir die Beachtung der Gesetze dieses Zieles nicht

geeignet sind.

§ 5 (Anforderungen an die Gesetzgebung)

Zur in § 5 enthaltenen Vorgabe, besondere gesetzliche Regelungen fiir Menschen mit Behin-
derung anstelle von Sondergesetzen in den jeweiligen fachgesetzlichen Regelungen zu ver-

ankern, ist grundsatzlich zu begriien, wenn auch nicht uneingeschrankt.

Fiir eine Regelung der besonderen Bestimmungen fiir behinderte Menschen innerhalb der
allgemein giltigen Fachgesetze spricht unbestritten der Grundsatz der Inklusion, denn eine
Regelung in dieser Form bedeutet vereinfacht gesagt nichts anderes, als dass ein allgemein
glltiges Fachgesetz in einer Art und Weise formuliert wird, dass Menschen mit und ohne

Behinderung gleichermalien dort ihre Bediirfnisse und Belange bericksichtigt finden.

Die praktische Erfahrung in der Beratung von Menschen mit Behinderung zeigt aber auch die
negative Seite einer solchen Regelung innerhalb der allgemein giiltigen Gesetze. So stellt sich
beispielsweise bei Beratungen zum Thema Arbeitsférderung, bei welchem das Dritte Buch
Sozialgesetzbuch einschlagig ist, das Problem, dass die speziellen Regelungen fiir Menschen
mit Behinderung zwar in dieses Gesetz weitgehend integriert, dort aber nur sehr schwer
aufzufinden und anzuwenden sind. Hinzu kommt, dass jedes allgemein gliltige Fachgesetz
eigene MaRstabe fiir die Definition verschiedener Begrifflichkeiten aus dem Themenkreis
Behinderung anlegt. Eine Vereinheitlichung zentraler Regelungen und Bestimmungen zum
Thema Behinderung war seinerzeit auch ein wesentlicher Wunsch an ein neu zu erschaffen-
des Neuntes Buch Sozialgesetzbuch. Auch wenn diesbeziiglich bei weitem nicht alle Erwar-
tungen erfillt werden und insbesondere die haufig kritisierte Zersplitterung des Rehabilitati-
ons- und Teilhaberechts nicht Gberwunden werden konnte, so enthéalt das SGB IX die we-
sentlichen Grundbegriffe aus diesem Themengebiet und wird zumindest teilweise fachiber-
greifend als Maldstab herangezogen. Dieses Ziel sollte weiterverfolgt und gestarkt werden.
Die unterschiedliche Auslegung wesentlicher Begrifflichkeiten zeigt sich beispielsweise im
Sozialhilferecht, welches nach den Grundsdtzen der Nachrangigkeit und der Beschrankung

auf das MaR des Notwendigen im Einzelfall ein deutlich geringeres Leistungsniveau bereit-
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halt als etwa vergleichbare Leistungen nach den Bestimmungen des Siebten Buches Sozial-

gesetzbuch, dem Leistungsgesetz der gesetzlichen Unfallversicherung.

Die Frage der Platzierung der spezifischen Rechtsnormen ist hierbei jedoch das geringere
Problem, viel gravierender ist die sich aus einer Spezialregelung ergebende Gefahr der Schaf-
fung von Sonderwelten und Parallelstrukturen. So enthdlt das Neunte Buch Sozialgesetzbuch
zahlreiche Bestimmungen Uber Werkstatten fir Menschen mit Behinderungen und regelt
damit eine Institution, die dem Gedanken einer Inklusion auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

entgegenstehen.

Denkbar ware ein Kompromiss dergestalt, dass in den allgemeinen giiltigen Fachgesetzen
auf Bestimmungen des SGB IX oder andere spezifische Rechtsnormen in diesem Sinne ver-
wiesen wird. Das Hauptaugenmerk muss jedoch auf die Vermeidung von Sonderwelten ge-

legt werden.

§ 6 (Zuganglichkeit der Dienste und Einrichtungen fiir die Aligemeinheit)

§ 6 dient augenscheinlich der Umsetzung der Vorgaben aus Art. 19 UN-BRK, in welchem im
wesentlichen die Grundziige der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und der selbstbe-
stimmten Lebensfihrung geregelt sind. Diese Norm ist aus Sicht der Betroffenen von zentra-
ler Bedeutung, enthdlt sie jedoch die entscheidenden Bestimmungen zur Gewahrleistung
eines selbstbestimmten Lebens in einer inklusiven Gesellschaft. Vor diesem Hintergrund ist
zu kritisieren, dass der Gesetzgeber fiir die angesprochenen Trager 6ffentlicher Belange le-
diglich eine Sollvorgabe dahin gehend formuliert hat, dass die Zugdnglichkeit von Diensten
und Einrichtungen, die der Allgemeinheit offen stehen, zu gewahrleisten ist. Angesichts der
zentralen Bedeutung des Artikel 19 UN-BRK fiir eine selbstbestimmte Lebensfiihrung fordert
das KSL Rheinland diese Sollvorgabe in eine Mussvorschrift umzuwandeln. Dariiber hinaus
darf sich diese Verpflichtung nicht allein auf die Gewahrleistung von Zuganglichkeit der an-
gesprochenen Dienste und Einrichtungen beschrdnken, sondern muss auch deren Auffind-
barkeit und Nutzbarkeit sicherstellen. Auffindbarkeit, Zuganglichkeit und Nutzbarkeit bilden

die wesentlichen Elemente einer barrierefreien Umgebung.

Ez ~18- Z SiKOLN

]



E [ ] L4
: Ti"' KoMPETENZZENTRUM SELBSTBESTIMMT LEBEN

e XOT NoRDRHEIN-WESTFALEN
ﬁ rw Dr\k 'msi\' KomPETENZZENTRUM SELBSTBESTIMMT LEBEN

Die Vorgabe, Sondereinrichtungen und -dienste zu vermeiden, ist vor dem Hintergrund, dass
diese beiden Begrifflichkeiten nicht abschlieBend definiert sind, als problematisch zu bewer-
ten. Die Vorgabe zur Vermeidung kann beispielsweise im Bereich der Bewilligung von Teilha-
beleistungen in dem Sinne interpretiert werden, dass es Aufgabe aller Trager 6ffentlicher
Belange ist, eine vollstandig barrierefreie Umgebung zu realisieren und deshalb individuelle
Teilhabeleistungen als Sonderleistungen weder notwendig noch geboten sind. Im Bereich
der Eingliederungshilfe zum Besuch der Hochschule etwa sind derartige Abwehrreflexe der
angegangenen Kostentrdger haufig anzutreffen. Hier wird die Notwendigkeit von Teilhabe-
leistungen oftmals mit dem Argument angezweifelt, die Sicherstellung einer barrierefreien
Hochschullandschaft sei Aufgabe der jeweiligen Hochschule. Es ist aber davon auszugehen,
dass auch bei Realisierung einer barrierefreien Gesellschaft weiterhin zahlreiche Fallkonstel-
lationen existieren werden, die weiterhin auf Sonderdienste angewiesen sind. Hierbei ist

beispielsweise an kompensatorische Hilfen zu denken, etwa die Hilfe zur Pflege.

Soweit es um den aufbauenden Erhalt einer flachendeckenden Struktur von Diensten fir
Menschen mit Behinderung geht, ist ein bloRes Hinwirken der Trager offentlicher Belange
nicht ausreichend. Angesichts der besonderen Bedeutung derartiger Strukturen und Dienste
fir behinderte Menschen fordert das KSL insoweit einen konkreten Sicherstellungsauftrag

durch diese Trager.

§ 7 (Kompetenz- und Koordinierungsstelle)

Da die Umsetzung der genannten Gesetzesziele als gesamtgesellschaftliche Aufgabe gesehen
wird, die alle Trager 6ffentlicher Belange gleichermalien verpflichtet, erscheint es aus Sicht
des KSL Rheinland systemwidrig, von einem fiir den Bereich der Politik flir Menschen mit
Behinderung zustandigen Ministerium zu sprechen. Hier ware es angezeigt, von einem feder-

fihrenden Ministerium auszugehen.

Unabhangig davon erscheint es aus Sicht des KSL Rheinland dringend geboten, die Kompe-
tenz- und Koordinierungsstelle in der Staatskanzlei und damit nicht nur an zentraler Stelle,
sondern auch in einer gegeniiber den Ministerien Ubergeordneten Position einzurichten.

Damit wiirden Konflikte zwischen den beteiligten Ministerien, die allesamt auf Augenhdhe
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zusammenarbeiten (muissen), vermieden, da die zentrale Stelle in der Staatskanzlei eine
Ubergeordnete Position innehéatte. Bei einer Ansiedlung dieser Stelle in einem gegeniiber
den anderen Ministerien nicht weisungsbefugten, sondern nur auf gleicher Ebene sich be-
findenden Ministerium fehlt es an einer entsprechenden Durchsetzungskraft und damit an

der notwendigen Wirksamkeit dieser Kompetenz- und Koordinierungsstelle.

In den einzelnen Ministerien miissen Kontaktpersonen benannt werden, die den Prozess der
Umsetzung der Konventionsvorgaben koordinieren. Dieses Aufgabengebiet bezieht sich ins-

besondere auf die Abstimmung mit anderen Ministerien.

§ 8 (Beteiligung von Menschen mit Behinderungen)

Diesbeziglich ist der Gesetzentwurf aus Sicht des KSL Rheinland deutlich zu unscharf und
keinesfalls ausreichend. Hierbei tritt die Unverbindlichkeit der vorgesehenen Regelungen mit
besonders negativen Konsequenzen zu Tage. Aus Sicht von Menschen mit Behinderung ist es
nicht hinnehmbar, dass die Trager offentlicher Belange lediglich gehalten sind, Menschen
mit Behinderung oder ihre Organisationen bei den in § 8 Abs. 1 genannten Aktivitdten ein-
zubinden. Vielmehr muss diese Einbeziehung verbindlich und verpflichtend sein. Aullerdem
muss, ahnlich wie bei einer betrieblichen Mitbestimmung im Sinne des kollektiven Arbeits-
rechts, sichergestellt werden, dass diese Einbeziehung wirksam ist, auch aus diesem Grund
ist eine Verpflichtung fir eine friihzeitige Einbeziehung auszusprechen. Beispielsweise erfor-
dert die Bearbeitung von Unterlagen fiir behinderte Menschen, die diesbezliglich auf eine
besondere Form der Bereitstellung angewiesen sind (etwa die Ausfiihrung in Brailleschrift)

eine langere Bearbeitungszeit. Derartige Umstande sind zu beachten.

Angesichts des besonderen Stellenwerts der Einbeziehung Behinderter Menschen in die in
§ 8 Abs. 1 genannten Belange fordert das KSL Rheinland eine Starkung der Partizipations-
rechte fir diese Bereiche. Denkbar ist eine verbindliche Regelung zur Sicherstellung der
wirksamen Mitbestimmung, die in letzter Konsequenz fiir einzelne Bereiche auch ein Veto-
recht zu Gunsten behinderter Menschen umfassen kann. Zur Schaffung der notwendigen
kompetenten Strukturen auf Seiten behinderter Menschen bedarf es einer institutionellen

Forderung von entsprechenden Organisationen und Verbanden durch die Landesregierung.
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Nur dadurch ist die notwendige Kompetenz und Kontinuitat fir eine zielgerichtete und quali-
tativ hochwertige politische Arbeit dieser Verbande aufzubauen und zu erhalten. Dies zeigt
sich auch im Vergleich zu den heute vorherrschenden Projektforderungen, bei denen regel-
maRig derartige Strukturen aufgebaut werden uns nach Ende der Projektlaufzeit wieder ver-

schwinden.

§ 9 (Inklusionsbeirat)

Ausdrucklich begriit das KSL Rheinland die Idee, eine Monitoringstelle auf Landesebene
einzurichten. Die Zuweisung dieser Rolle einer Monitoringstelle an den Inklusionsbeirat wird

aus Sicht des KSL Rheinland aus folgenden Griinden abgelehnt:

Unbestritten kommt dem Inklusionsbeirat die Funktion einer Schnittstelle zur Zivilgesell-
schaft im Sinne des Art. 33 Abs. 3 UN-BRK zu. Jedoch verlangt Art. 33 Abs. 2 UN-BRK die
Schaffung weiterer Strukturen mit einem oder mehreren unabhangigen Mechanismen. Wie
der BRK-Ausschuss in mehreren AbschlieBenden Bemerkungen unter Berufung auf die Pari-
ser Prinzipien betont hat, miissen die Monitoringstellen regierungsunabhangig sein. Der
Vorsitz darf nicht bei dem Ministerium oder der Landesregierung liegen. Hieraus wird deut-
lich, dass der Inklusionsbeirat dieser Aufgabe nicht gerecht werden kann. Es fehlt ihm zudem
an der notwendigen Unabhangigkeit, da er nicht frei ist von Einflussnahme von aul3en, so-

weit es um seine Zusammensetzung geht.

Das KSL Rheinland schldagt daher vor, eine Monitoringstelle fiir das Land Nordrhein-
Westfalen beim Deutschen Institut fliir Menschenrechte einzurichten und diese institutionell
zu fordern. Die Ansiedlung beim Deutschen Institut fir Menschenrechte tragt insbesondere
dem Gedanken Rechnung, dass sich die UN-BRK als Menschenrechtscharta versteht und
demzufolge auch im Sinne der Menschenrechte angewandt und ausgelegt werden muss. Das
oben genannte Institut verfligt unbestritten iber die notwendigen Kapazitaten und Kompe-
tenzen, um diesem Anspruch gerecht zu werden. Es bietet zudem die notwendige Unabhan-

gigkeit, um der Funktion einer Monitoringstelle gerecht zu werden.
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§ 10 (Berichterstattung)

Das KSL Rheinland lehnt die im Gesetz vorgesehene regelmaRige Berichterstattung in einem
Rhythmus von finf Jahren ab und fordert stattdessen eine zweijahrige Zeitspanne zwischen

zwei berichten.

Bei einer zweijdhrigen Zeitspanne bestiinde die Moglichkeit, auch innerhalb einer laufenden
Legislaturperiode weitere Schritte zur Umsetzung der UN-BRK und zur Verbesserung der
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen zumindest einzuleiten und deren Wirk-
samkeit und Geeignetheit noch vor der nachsten Landtagswahl zu evaluieren und die not-

wendigen Schlussfolgerungen zu ziehen.

Die fliinfjdhrige Zeitspanne erscheint auch vor dem Hintergrund der hohen Dynamik, die sich
aus der Umsetzung der UN-BRK fiir die Gesellschaftspolitik insgesamt ergibt, erheblich zu
lang, da der Bericht der Landesregierung wichtig ist fir die Evaluierung der Umsetzungsziele

und —erfolge, aber auch der Misserfolge.

Dementsprechend ist auch der Termin fir die erstmalige Berichtslegung auf den 31. Dezem-

ber 2016 vorzuverlegen.

§ 11 (Inkrafttreten, Berichtspflicht)

Aus Sicht des KSL Rheinland ist eine Evaluierung ab 2020 zu spat.

Anmerkungen zu Art. 2: Anderung des Behindertengleichstellungsgesetzes
Nordrhein-Westfalen

§ 1 (Ziel des Gesetzes, Geltungsbereich)

Das KSL Rheinland begriRt ausdriicklich die Zielsetzung des Gesetzes, Menschen mit Behin-
derungen die volle, wirksame gleichberechtigte Teilhabe zu gewahrleisten. Damit werden
zentrale Vorgaben der UN-BRK aufgegriffen, was bislang in Deutschland nur sehr selten der

Fall ist.
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Der Entwurfstext suggeriert allerdings, dass die Gewahrleistung dieser Teilhabe im oben be-
schriebenen Sinne allein durch die Beseitigung von Barrieren und die Herstellung von Zu-
ganglichkeit erreicht werden kann. Dieser Auffassung ist zu widersprechen. Zunachst ist da-
rauf hinzuweisen, dass allein die Gewahrleistung einer Zuganglichkeit nicht als Herstellung
von Barrierefreiheit insgesamt angesehen werden kann. Nach Auffassung des KSL Rheinland
kann nur dann von einer Barrierefreiheit gesprochen werden, wenn neben der Zuganglich-
keit auch die Auffindbarkeit und Nutzbarkeit der jeweiligen Lebensbereiche gewahrleistet

sind.

Positiv ist die Verpflichtung der Trager 6ffentlicher Belange zu bewerten, sich aktiv fiir die
Ziele dieses Gesetzes einzusetzen. Nicht nachvollziehbar ist im weiteren Verlauf des § 1 Abs.
3 allerdings, dass sie lediglich mit den Organisationen und Verbianden von Menschen mit
Behinderungen eng zusammenarbeiten sollen. Auch wenn eine Sollvorschrift deutlich star-
ker eine bestimmte Handlungsweise vorgibt als eine bloRe Kannvorschrift, so erscheint den-
noch die Sollvorschrift aus Sicht des KSL Rheinland als zu schwach ausgepragt muss zwin-
gend durch eine verbindliche Mussvorschrift ersetzt werden. Bereits die Vorgabe einer en-
gen Zusammenarbeit ist sehr eng und allgemein gehalten, hier ist es nicht zielfihrend, diese

unscharfe Vorgabe zusatzlich durch eine bloRRe Sollvorschrift abzuschwachen.

Generell gilt, dass in den weiteren Absatzen des § 1 die Verpflichtung zur Beachtung der Zie-

le des Gesetzes strikter und verbindlicher formuliert werden muss.

Dementsprechend ist in § 1 Abs. 4 zu formulieren, dass die Trager offentlicher Belange
gegenlber Dritten, die Aufgaben wahrnehmen oder Angebote bereitstellen, sicherstellen,
dass die Ziele des Gesetzes beachtet werden. Eine blofRe Verpflichtung, hierauf aktiv hinzu-
wirken, reicht nicht aus. Die angesprochenen Trager 6ffentlicher Belange miissen diesem
Anliegen bereits bei der Auswahl der Dritten gerecht werden. Dies gilt auch bei Zuwendun-

gen und sonstigen Leistungen durch die Trager 6ffentlicher Belange.
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§ 2 (Diskriminierung)

Sehr zu begriiRen ist bei der Definition von Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes die
Aufnahme des Tatbestands der Belastigung in den Diskriminierungsbegriff. Ebenso zu begri-
Ren sind die Regelungen zur Beweislastumkehr im Sinne des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes (AGG). Der Tatbestand der Beldstigung als Diskriminierung ist ebenfalls dem
AGG entnommen. Es ist daher eine deutliche Angleichung des Diskriminierungsbegriffes an

die Vorgaben des AGG festzustellen, was aus Sicht des KSL Rheinland begriiRt wird.

Andererseits ist dieser Angleichung nicht konsequent umgesetzt, denn das AGG bezieht sei-
ne ohnehin nicht sehr hohe Durchsetzungskraft aus den darin enthaltenen Anspriichen auf
Schadenersatz oder Entschadigung. Daher ware es nur konsequent gewesen, derartige An-
spriche auch im BGG vorzusehen, damit die verpflichteten Trager offentlicher Belange
einem deutlich héheren Druck ausgesetzt waren, Diskriminierungen im Sinne dieses Geset-
zes zu unterlassen bzw. zu verhindern. Die Notwendigkeit von Anspriichen auf Schadens-
ersatz bzw. Entschadigung ergibt sich auch daraus, dass Trager offentlicher Belange in der
Regel sowohl 6ffentlich-rechtlich als auch privatrechtlich agieren. Ein Trager offentlicher
Belange muss beispielsweise bei der Auswahl von Bewerberinnen und Bewerbern fir bei
ihm zu besetzende Arbeitsstellen die Bestimmungen des AGG einhalten, bei einem Zuwider-
handeln ist er Anspriichen auf Schadenersatz oder Entschadigung ausgesetzt. Es ist nicht
nachvollziehbar, weshalb derselbe Trager bei der Wahrnehmung o6ffentlicher Aufgaben zwar
in gleicher Weise Diskriminierungen zu unterlassen hat, jedoch fiir den Fall eines Zuwider-

handelns keine Sanktionen im oben genannten Sinne zu befiirchten hatte.

Des Weiteren ist § 2 Abs. 1 eine Anderung in dem Sinne notwendig, dass niemand aufgrund
oder infolge einer Behinderung diskriminiert werden darf. Hierbei muss es sich nicht zwangs-
l[aufig um eine eigene Behinderung des Betroffenen handeln, dies entspricht auch dem Ver-

standnis der UN-BRK.

Die moderne Antidiskriminierungsgesetzgebung verbietet auch die Diskriminierung wegen
vergangener, zuklinftiger oder angedichteter Behinderung, aber auch wegen einer Behinde-

rung eines Angehorigen. Dieser Gedanke ist in dem Gesetzentwurf zu (ibernehmen, da von
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einer Diskriminierung aufgrund oder infolge einer Behinderung mehr Menschen betroffen

sind als von einer Behinderung selbst.

Zudem fehlt ein Verweis auf mehrfacher oder intersektionale Diskriminierung, von der be-
hinderte Frauen oder behinderte Menschen mit Migrationshintergrund in besonderem Ma-

Re betroffen sind.

§ 3 (Angemessene Vorkehrungen)

Erfreulicherweise wird auch die Vorenthaltung angemessener Vorkehrungen im vorliegen-
den Gesetzentwurf als Diskriminierung im Sinne des BGG NRW angesehen. Auch hier werden
die Sichtweise und die Begrifflichkeit der UN-BRK libernommen. Mit der Erweiterung des
Diskriminierungsbegriffs in diesem Sinne wird Neuland in der Gesetzgebung zum Schutz vor
Diskriminierung und Benachteiligung in Deutschland beschritten, was als besonders lobens-

wert hervorzuheben ist.

Allerdings muss die Definition in § 2 IGG aufgenommen werden, da ansonsten erfahrungs-
gemaR haufig Missverstandnisse zu der Frage auftreten, ob die Verweigerung angemessener
Vorkehrungen den Tatbestand der Diskriminierung erfillt. Insoweit sei auf die Erfahrungen
im Zusammenhang mit der EU-Rahmenrichtlinie zur Gleichbehandlung in Beschaftigung und

Beruf’ verwiesen.

§ 4 (Barrierefreiheit)

Das KSL Rheinland begriif3t, dass der bisherige Begriff der Barrierefreiheit aus dem BGG NRW
dahin gehend weiterentwickelt wurde, dass nunmehr die Auffindbarkeit, Zuganglichkeit und
Nutzbarkeit in den Begriff integriert wurden. In diesem Zusammenhang ware es im Sinne der
Vereinheitlichung dringend geboten, diese drei Bestandteile umfassend auch in anderen
spezifischen Vorschriften festzuhalten oder an anderen Stellen anstelle einer eigenen Defini-
tion von Barrierefreiheit auf § 4 des vorliegenden Gesetzentwurfs zum BGG NRW zu verwei-

sen.

! Richtlinie 2000/78/EG
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In § 4 Abs. 3 erscheint aus Sicht des KSL Rheinland die bloRe Sollvorgabe als zu schwach, hier

ist von einer Unterstitzungspflicht der Landesregierung auszugehen.

§ 5 (Zielvereinbarungen)

Das Instrument der Zielvereinbarung hat in der Vergangenheit nur wenig Anklang und prak-
tische Relevanz finden konnen. Dieser Umstand darf jedoch nicht dariiber hinwegtéduschen,
dass mit der Zielvereinbarung ein Instrument geschaffen wurde, um im Dialog und mdoglichst
auch im Konsens unter unmittelbarer Beteiligung der Verbande und Organisationen von
Menschen mit Behinderungen Veranderungen zu Gunsten dieser Personengruppe herbeizu-

fahren.

Daher sieht das KSL Rheinland die Idee der Zielvereinbarungen grundsatzlich nicht als ge-
scheitert an, sondern fordert stattdessen eine aktive Férderung und Unterstiitzung sowohl
des Instruments der Zielvereinbarung an sich als auch der beteiligten Organisationen und

Verbande behinderter Menschen.

Nach Meinung des KSL Rheinland sollten Zielvereinbarungen nicht allein zum Abbau von Bar-
rieren moglich sein, sondern stattdessen auch die Mdglichkeit eréffnen, diskriminierende
Gegebenheiten zu beseitigen. Hierbei geht es insbesondere um solche Rahmenbedingungen,
die moglicherweise (noch) nicht den Tatbestand einer Diskriminierung im Sinne dieses Ge-
setzes erfiillen, die jedoch von Menschen mit Behinderung als diskriminierend empfunden

werden. § 5 Abs. 1 ist dementsprechend wie folgt zu formulieren:

(1) Zur Herstellung von Barrierefreiheit und zum Abbau von diskriminierenden Ge-
gebenheiten aufgrund oder infolge einer Behinderung sollen, soweit dem nicht
besondere gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, Zielvereinbarungen zwi-
schen Verbdnden von Menschen mit Behinderungen und den Trigern dffentli-
cher Belange fiir ihren jeweiligen sachlichen und rdumlichen Organisations-

und Tdétigkeitsbereich getroffen werden.

Die in § 5 Abs. 1 aufgefiihrten inhaltlichen Vorgaben fir Zielvereinbarungen miissen die

Moglichkeit eroffnen, auch Regelungen tber Sanktionen fiir den Fall zu treffen, dass die Tra-
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ger offentlicher Belange ihren Verpflichtungen aus der Zielvereinbarung nicht oder zumin-

dest nicht vollumfanglich oder fristgemall nachgekommen sind.

Das Recht auf Abbruch der Verhandlungen Giber den Abschluss einer Zielvereinbarung sollte
allein den Menschen mit Behinderung bzw. ihren Verbanden und Organisationen vorbehal-

ten sein, nicht aber den Tragern 6ffentlicher Belange.

Das KSL Rheinland vermag nicht nachzuvollziehen, weshalb Landesverbande einen allgemei-
nen Vorrang gegeniiber landesweiten bzw. ortlichen Verbanden von Menschen mit Behinde-

rung die Berechtigung haben sollen, Zielvereinbarungen auszuhandeln und abzuschlieBen.

SchlieBlich ist in § 5 Abs. 5 wiederum von einem federfihrenden und nicht von einem zu-

standigen Ministerium zu sprechen.

§ 6 Abs. 1S. 1 BGG NRW

Das KSL Rheinland interpretiert den Wortlaut dieser Vorschrift in dem Sinne, dass hieriiber
auch Verpflichtungsklagen moglich sein sollen. Sofern diese Interpretation zutreffend ist,
wird die Neuregelung in § 6 Abs. 1 S. 1 ausdriicklich begruRt. Diese Auslegung ergibt sich aus
der Begriindung zum Gesetzentwurf, ist jedoch dem eigentlichen Wortlaut des Gesetzent-
wurfs nicht mit der notwendigen Eindeutigkeit zu entnehmen. Es wird daher aus Sicht des

KSL Rheinland einer entsprechenden Klarstellung im Gesetzestext bedirfen.

Aus Sicht des KSL Rheinland ist der Kreis der klageberechtigten Verbande kritikwirdig. Es
bedarf eines Bundesverbandes oder dessen Landesverbandes, um eine Klage im Sinne dieser
Vorschrift erheben zu konnen. Das KSL Rheinland fordert, dass auch Landesverbande, die

keinen Oberbau im Sinne eines Bundesverbandes haben, klageberechtigt sein missen.

§ 6 Abs. 2 S. 3 BGG NRW

Zu dieser Vorschrift ist positiv anzumerken, dass es nicht mehr auf die Vielzahl gleich gela-
gerter Falle ankommt. Dies er6ffnet unter anderem die Perspektive, auch bei speziellen Ein-

zelfallen Klage erheben zu kénnen.
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§ 7 (Barrierefreiheit in den Bereichen Anlagen und Verkehr)

Im Gegensatz zum derzeitigen BGG NRW fehlt die Verweisung auf die Errichtung oder die

wesentliche Anderung

An dieser Stelle zeigt sich besonders eklatant eine wesentliche Schwache des vorliegenden
Gesetzentwurfs. Aufgrund des Verweises auf ,geltende Rechtsvorschriften”, die den Mal-
stab der Barrierefreiheit vorgeben, greift die Entwurfsfassung bislang ins Leere. Trotz massi-
ver Kritik von Seiten der Behindertenorganisationen ist es bislang noch nicht gelungen, die
Landesbauordnung dahin gehend zu modifizieren, dass Barrierefreiheit umfassender und
effektiver geschitzt wird als in der bislang geltenden Fassung. Ohne eine Modifikation der

Landesbauordnung ist § 7 BGG NRW praktisch wirkungslos.

Bezliglich § 7 Abs. 2 ist zu kritisieren, dass die Organisationen und Verbande von Menschen
mit Behinderung nur dann einzubeziehen sind, wenn Trager offentlicher Belange in ihrem
Zustandigkeitsbereich Plane zur Sicherstellung oder Herstellung von Barrierefreiheit erstel-
len. Offensichtlich geht der Gesetzgeber davon aus, dass derartige Plane nicht in jedem Fall
erstellt werden missen, was zur Folge hat, dass behinderte Menschen bzw. deren Organisa-
tionen nicht in jedem Fall einzubeziehen sind. Insbesondere der Begriff des Plans wird dies-
beziiglich erhebliche Fragen auf. Stellt man hierbei auf einen formellen Begriff ab, wie bei-
spielsweise bei einem Bebauungsplan, lieRe sich diese Vorschrift sehr leicht durch ein Aus-
weichen auf andere Vorgehensweisen umgehen. Dies ist zu verhindern. Berlicksichtigt man
zudem, dass das Thema Barrierefreiheit einen sehr groRen Stellenwert hat, muss es auch bei
allen Planungen berticksichtigt werden, ahnlich wie Brandschutz. Daher sollte § 7 Abs. 2 da-
hin gehend abgedndert werden, dass Menschen mit Behinderung immer in die Entwick-
lungsarbeit einzubeziehen sind, soweit es um Barrierefreiheit geht. Die Frage eines konkre-

ten Plans sollte hierbei keine Rolle spielen.

§ 8 (Barrierefreie Kommunikation)

Das KSL Rheinland begriilt, dass Menschen mit Behinderung insgesamt in den Anwendungs-

bereich dieser Vorschrift einbezogen sind und nicht langer auf bestimmte Behinderungsar-
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ten abgestellt wird. Ebenso begriif$t das KSL Rheinland die Einbeziehung der elterlichen Sor-

ge dem Grunde nach.

Die Unterscheidung zwischen padagogischen Angelegenheiten, bei denen 6ffentliche Schu-
len als Einrichtungen des Landes agieren und Angelegenheiten des Schulgebdudes oder der
Ausstattung der Schule usw., bei denen diese Schulen als Einrichtungen des zumeist kom-
munalen Schultragers handeln, wirft die Frage auf, wie diese beiden Bereiche voneinander
abgegrenzt werden sollen. Abgesehen davon ist nicht praktikabel, Eltern mit Behinderung
fir den padagogischen Bereich Kommunikationshilfen anzubieten und sie bei den anderen
Angelegenheiten hiervon auszuschliefen. Dabei vermag auch der Hinweis auf kommunale
Schultragerschaft in diesen Bereichen nicht zu Uberzeugen, gegebenenfalls miisste hierbei

einer Kostentragung durch das Land erfolgen.

Wie oben bereits zur Frage der Kostendynamik ausgefiihrt, sieht das KSL Rheinland jedoch
die Gefahr, dass gerade die Aspekte der elterlichen Sorge nur sehr eingeschrankt durchzu-
setzen sein werden, da bei Erreichen gewisser finanzieller Dimensionen die Konnexitatsgren-
ze Uberschritten wiirde und Leistungsanspriiche voraussichtlich entsprechend restriktiv be-

arbeitet und beschieden werden.

Merkwirdig und inkonsequent erscheint die Einschrankung beziglich leicht verstandlicher
Sprache mit geistiger oder kognitiver Beeintrachtigung. Hier besteht lediglich eine Sollvorga-
be fiir den angegangenen Trager 6ffentlicher Belange. Diese Einschrankung ist abzulehnen
und durch eine Mussvorschrift zu ersetzen. Die UN-BRK geht von einem gleichen Zugang
zum Recht aus, was auch bedeutet, dass man sich auf die im Einzelfall erforderliche Kommu-
nikationsform einzustellen hat. Weshalb man bei Menschen mit geistiger oder kognitiver
Beeintrachtigung lediglich eine Sollvorgabe formuliert hat, ist gerade im Vergleich mit Men-
schen mit anderen Beeintrachtigungen im kommunikativen Bereich nicht nachvollziehbar. In
der Konsequenz macht es keinen Unterschied, ob der Betroffene einem miindlichen Ge-
sprach aufgrund seiner Gehorlosigkeit nicht folgen oder den Inhalt des Gesprachs aufgrund

einer kognitiven Beeintrachtigung nicht verstehen kann. In beiden Fallen ist der behinderte
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Mensch in seiner wirksamen Partizipation an diesem Verwaltungsverfahren ebenso verletzt

wie in seinem Anspruch auf gleichen Zugang zum Recht.

Abgesehen davon ist eine verstandliche Sprache nicht nur fiir Menschen mit geistigen oder
kognitiven Einschrankungen notwendig oder zumindest sinnvoll. Auch Menschen mit Migra-
tionshintergrund oder aus bildungsferneren Bevolkerungsschichten wiirden von einer leich-

ter verstdndliche Sprache profitieren. Dies ware auch ein Aspekt der Blirgernahe

Wichtig in diesem Zusammenhang ist auch das Abstellen auf eine im Einzelfall geeignete
Sprache. Es muss nicht immer die ,,offizielle” leichte Sprache sein, oftmals reicht es auch aus,
Satze bewusst einfach zu formulieren und sich im Gesprach verstarkt auf die Kommunika-
tionsbedirfnisse des behinderten Menschen einzustellen. Hierbei geht es nicht allein um
eine bestimmte Sprache, vielmehr lassen sich diese Ziele auch durch eine verbesserte Ge-

sprachsfiihrung erreichen.

Vielfach lassen sich die Anforderungen an eine im Einzelfall addquate Kommunikationsform
sehr leicht realisieren, soweit es um Menschen mit geistiger oder kognitiver Beeintrachti-
gung geht. Die diesbeziiglich im Entwurf enthaltene Sollvorgabe ist somit weder notwendig

noch akzeptabel und durch eine Mussvorschrift zu ersetzen.

§ 9 (Gestaltung von Bescheiden, amtlichen Informationen und Vordrucken)

Die in § 9 Abs. 2 enthaltene Sollvorschrift zur Verwendung einer leicht verstandlichen Spra-
che, die zusatzlich noch durch einen Ressourcenvorbehalt weiter eingeschrankt wird, kann
aus Sicht des KSL Rheinland nicht hingenommen werden und muss in eine zwingende Vorga-
be abgedndert werden. Erfahrungsgemall werden Bescheide weitgehend lber Textbausteine
formuliert, selbst bei eingerdaumten Ermessensspielraumen findet man nur selten eine indi-
viduell formulierte Auseinandersetzung mit den Umstanden des Einzelfalles. Schon aus die-
sem Grunde erscheint es dringend geboten und praktisch umsetzbar, Textbausteine auch in
leicht verstandlicher Sprache vorzubereiten, um hiermit die kommunikative Situation zu ver-
bessern. Nicht ausreichend ist es auch, lediglich von einem Hinwirken auf den vermehrten

Einsatz der leichten Sprache zu sprechen. Bereits das Instrument des Hinwirkens ist sehr
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unscharf und |6st kaum eine Verpflichtung aus. Von einem vermehrten Einsatz der leichten
Sprache und damit von einer Erflillung dieser Vorgabe wiére bereits bei einer nur minimalen
Ausweitung des Einsatzes dieser Sprachform auszugehen, ohne dass hierliber eine nen-

nenswerte Verbesserung der Situation erreicht ware.

Das KSL Rheinland begriiit den in § 9 Abs. 3 vorgesehenen Anspruch fiir Menschen mit HOr-
behinderung oder Sprachbehinderung auf eine Erstellung der relevanten Dokumente in
einer flr sie verstandlichen Form. Weshalb an dieser Stelle die Bedurfnisse von Menschen
mit geistigen oder kognitiven Beeintrachtigungen in Richtung einer leicht verstdndlichen
Sprache nicht beriicksichtigt werden, ist nicht nachvollziehbar, zumal in § 9 Abs. 1 auf eine
Unterscheidung nach verschiedenen Behinderungsarten eigentlich und erfreulicherweise

verzichtet wurde.
Aullerdem sind keine Regelungen flr taubblinde Menschen enthalten.

§ 10 Abs. 1 BGG NRW

Beziglich dieser Vorschrift ist zu kritisieren, dass die Vorgabe einer schrittweisen Umsetzung
deutlich zu unscharf ist. Es ist weder ersichtlich, wie grof§ diese Schritte sein missen noch in
welchen zeitlichen Abstanden sie zu unternehmen sind. Abgesehen davon werden bei der-
artigen Auftritten der Trager offentlicher Belange haufig CMS-Systeme verwendet, die tUber-
greifend sehr schnell an neue Anforderungen wie z.B. die Barrierefreiheit angepasst werden
konnen. Eine Privilegierung dergestalt, dass man nur schrittweise eine Umstellung vorneh-

men muss, ist an dieser Stelle weder notwendig noch zielfiihrend.

§ 10 Abs. 2 BGG NRW

In § 10 Abs. 2 ist wiederum von einem federfiihrenden Ministerium zu sprechen.

§ 11 Abs. 1 BGG NRW

Ausdricklich begrifSt das KSL Rheinland, dass bis zur Neuwahl das Amt der beauftragten

Person fiir die Belange von Menschen mit Behinderungen kommissarisch fortgefihrt wird.
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Des weiteren ist positiv festzuhalten, dass eine Klarstellung beziiglich des Verlangens nach

Entlassung erfolgt, welches nur durch die beauftragte Person selbst geduRert werden darf.

§ 12 Abs. 1 BGG NRW

Bei der Besetzung des Behindertenbeirats sollte aus Sicht des KSL Rheinland der Landesbe-
hindertenrat zwingend beriicksichtigt werden, da es sich hierbei um ein Gremium handelt,
welches sich durch langjahrige Erfahrungen auf dem Gebiet der Behindertenpolitik und eine
thematische Breite auszeichnet und zudem uber das 3-Saulen-Modell die unterschiedlichen
Akteure aus diesem Bereich reprasentiert. Es ist davon auszugehen, dass es sich hierbei um
ein Alleinstellungsmerkmal des Landesbehindertenrats gegenlber anderen Gremien han-

delt.

§ 12 Abs. 2S. 1 BGG NRW

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

§ 12 Abs. 2 S. 2 BGG NRW

Positiv hervorzuheben ist, dass nunmehr alle Trager 6ffentlicher Belange Adressaten von
Beratungen und Empfehlungen der beauftragten Person fiir die Belange von Menschen mit

Behinderungen sind. Die im friilheren Gesetzentwurf enthaltene Abstufung ist entfallen.

§ 12 Abs. 3 S. 3 BGG NRW

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

§ 13 (Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderungen auf 6rtlicher Ebene)

Die Aufnahme der Gesetzesziele insgesamt in § 13 Abs. 1 ist positiv hervorzuheben, ebenso
die Zielsetzung der Erarbeitung von Empfehlungen. Besonders erfreulich ist hierbei auch der

Aspekt der Wahrnehmung von Behinderung als Bestandteil gesellschaftlicher Vielfalt.

Allerdings wird an dieser Stelle auch das Spannungsverhiltnis zur kommunalen Selbstverwal-
tung deutlich, insbesondere in § 13 Abs. 2. Hier stoRt das Behindertengleichstellungsgesetz

an seine Grenzen und kann die in Abs. 1 genannten Ziele auf kommunaler Ebene nur durch

SL - 7 SiKOLN



E [ ] &
c ﬁr KoMPETENZZENTRUM SELBSTBESTIMMT LEBEN

RS 2% NoRDRHEIN-WESTFALEN
ﬁ rw Dr\k 'msi\' KomPETENZZENTRUM SELBSTBESTIMMT LEBEN

eine Veranderung der Gemeindeordnung erreichen. Die Tatsache, dass dieses Artikelgesetz
keine Anpassung der Gemeindeordnung vorsieht, ist daher scharf zu kritisieren. So ist in Art.
5 der Gemeindeordnung NRW die Bestellung von Beauftragten fir die Gleichstellung von
Mann und Frau geregelt, in Art. 27 ist die Einrichtung eines Integrationsbeirats fiir Menschen
mit Migrationshintergrund vorgesehen. Nach Einschatzung des KSL Rheinland wird ohne eine
Anderung der Gemeindeordnung keine effektive Wahrung der Belange von Menschen mit
Behinderungen auf értlicher Ebene zu erreichen sein. Die Bestimmungen tGber Gremien bzw.
Beauftragte fir die Gleichstellung von Mann und Frau bzw. fiir Menschen mit Migrationshin-

tergrund sollten diesbeziiglich als Vorbild dienen.

§ 14 Abs. 1 BGG NRW

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

§ 14 Abs. 2 BGG NRW

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

Anmerkungen zu Art. 3: Anderung des Landesausfithrungsgesetzes zum So-
zialgesetzbuch Zwolftes Buches (SGB Xll) fiir das Land Nordrhein-Westfalen

§ 2 Abs. 1 und 2 AG SGB XII NRW

Der Wegfall der Ermachtigung, gemald § 86 SGB XIl bei der Anrechnung von Einkommen bei
Bezug von Leistungen nach dem fiinften bis neunten Kapitel SGB XII einen héheren Grund-
freibetrag festzusetzen, wird durch das KSL Rheinland scharf kritisiert. In der bisherigen Aus-
fihrungsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zum SGB XII war diese Ermachtigung

noch enthalten.

Mit dieser Ermachtigung kann ein héherer Grundfreibetrag festgelegt werden, mit der Folge,
dass die fur die Betroffenen ohnehin sehr belastende Anrechnung von Einkommen zumin-
dest etwas abgemildert wird. Nicht alle Bundeslander haben von der Méglichkeit in diesem
Sinne Gebrauch gemacht, Nordrhein-Westfalen war jedoch in anerkennenswerter Weise

eines von diesen Landern. Durch den Wegfall im neuen Gesetzentwurf wird ein fatales Signal
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in dem Sinne gesetzt, dass das Land keinen Handlungsspielraum beansprucht zur Korrektur
in Bezug auf die duBerst kritikwiirdigen Bestimmungen zur Anrechnung des Einkommens

beispielsweise bei Leistungen der Eingliederungshilfe oder der Hilfe zur Pflege.

§ 2a AG SGB XIl NRW

Positiv hervorzuheben ist die Klarstellung, dass es fiir die Begriindung der Zustandigkeit des
Uberdrtlichen Sozialhilfetragers nicht auf Hilfe zum betreuten Wohnen ankommt. Es bleibt
zu hoffen, dass dieser Neuregelung und Klarstellung die bisherigen Unstimmigkeiten zwi-
schen ortlichem und Uberdrtlichem Sozialhilfetrager fiir den Bereich des Rheinlandes besei-
tigen kann. Da diesbezlglich eigentlich schon die friiheren Bestimmungen ausreichend klar
definiert waren und es dennoch zu Zustadndigkeitsverschiebungen gekommen ist, ware dies-

beziiglich eine ausfihrliche Erlauterung in der offiziellen Gesetzesbegriindung angezeigt.

Die Trennung von Hilfen in besonderen Lebenslagen (frihere Terminologie) und Transferleis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erscheint aus Sicht des KSL Rheinland sachge-
recht, da es die Vergleichbarkeit zwischen ambulanten und stationdren Leistungen erleich-

tert.

Der im Gesetzentwurf genannte Betrag von 180,00 € fiir Hilfsmittel wurde bereits im Jahre
2004 festgelegt und sollte an die zwischenzeitliche Preisentwicklung angepasst werden.
Denkbar ware hier eine Grenzziehung auf 300,00 €.

§ 2b AG SGB XIl NRW

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

§ 7 Abs. 6 S. 2 AG SGB XIl NRW

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

§ 8 AG SGB XIl NRW

Das bloRe Hinwirken auf eine flachendeckende Struktur von Diensten und Einrichtungen ist
zu unbestimmt, vielmehr bedarf es auch angesichts der Bedeutung derartiger Strukturen fir

behinderte Menschen eines Sicherstellungsauftrags an die Trager offentlicher Belange. Zu-
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mindest aber bedarf es einer Pflicht zur aktiven Férderung derartiger Strukturen. Dies muss
auch eine konkrete Verpflichtung zur Deinstitutionalisierung in der Behindertenhilfe bzw.
Altenhilfe beinhalten, da die Mehrzahl der Menschen mit Behinderung alt ist und viel davon
mangels alternativer Lebensformen in Altenheimen leben (missen). Solange es keinen Ak-
tionsplan zur Deinstitutionalisierung und barrierefreien und inklusiven Sozialraumgestaltung
gibt, werden die Leistungserbringer weiter auf Komplexeinrichtungen setzen, d.h. stationare
und ambulante Leistungen nebeneinander anbieten. Solange aber stationadre Leistungen
vorgehalten werden, gebieten es die Grundsdtze der Betriebswirtschaft, diese auch mog-
lichst effizient zu nutzen, d.h. Menschen mit Behinderung davon abhalten stationdre Wohn-

formen zu verlassen.

Wichtig ware in diesem Zusammenhang auch eine Bestimmung, die klarstellt, dass die ,am-

bulanzabwehrende” Vorschrift des § 13 Abs. 1 S. 3 SGB Xll in NRW nicht angewendet wird.

§ 9 AG SGB XIl NRW

Grundsatzlich begriRt das KSL Rheinland die Einrichtung einer Fachkommission, jedoch soll-
te sich diese nicht allein auf das Thema der Eingliederungshilfe beschranken, sondern zu-
mindest auch den Bereich der aufstockenden Hilfe zur Pflege auRerhalb des SGB XI umfas-
sen. Im derzeitigen sozialen Leistungssystem wahrend dies das sechste Kapitel SGB Xl fur die

Eingliederungshilfe und das siebte Kapitel SGB XII fir die aufstockende Hilfe zur Pflege.

Grund fir diese Forderung des KSL Rheinland ist, dass die Abgrenzung zwischen Eingliede-
rungshilfe und Pflege duBerst schwierig ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn man den so-
zialhilferechtlichen Pflegebegriff aus § 61 Abs. 1 S. 2 SGB XIl zugrunde legt. Nicht umsonst
werden 24 Stunden-Assistenzmodelle teilweise vollstandig Gber Hilfe zur Pflege abgewickelt,
teilweise aber auch vollstandig als Eingliederungshilfe bewertet, dies je nach Préferenz des

jeweiligen Kostentragers.

Dariber hinaus ist die Einbeziehung beider Hilfesysteme notwendig, um dem Gedanken der
ganzheitlichen Sichtweise auf die Lebenssituation behinderter Menschen zumindest ansatz-

weise gerecht zu werden.
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Schliefilich ist zu erwarten, dass der zukiinftige Pflegebegriff des elften Buches Sozialgesetz-
buch (soziale Pflegeversicherung) kiinftig deutlich mehr an teilhabeorientiert sein wird als

bisher.

Bei der Besetzung der Fachkommission ist darauf zu achten, dass die Landschaft der Verban-

de von Menschen mit Behinderungen reprasentativ abgebildet wird.

§ 10 AG SGB XIl NRW

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

Anmerkungen zu Art. 4: Anderung des Kinderbildungsgesetzes
§ 9 Abs. 1 KiBiz

Das KSL Rheinland kritisiert, dass in dieser Vorschrift lediglich Eltern mit Hérbehinderung
oder Sprachbehinderung beriicksichtigt sind, nicht hingegen Eltern mit Lernschwierigkeiten,
die einen Bedarf an leichter Sprache oder eine dhnliche Kommunikationsform haben. Hier ist
eine Anderung dringend erforderlich, insbesondere deshalb, weil das Schulgesetz NRW eine
solche Unterscheidung zwischen verschiedenen Behinderungsarten der Eltern nicht vor-
nimmt. Die Formulierung aus § 42 Abs. 4 Schulgesetz NRW sollte daher Gibernommen wer-

den.

Anmerkungen zu Art. 5: Anderung des Schulgesetzes NRW
§ 42 Abs. 4 SchulG NRW
Wie oben bereits erwdahnt, begriRt das KSL Rheinland ausdricklich die behinderungsiber-

greifende Berechtigung von Eltern, die Kommunikationshilfen benétigen. Das KSL Rheinland

fordert eine Ubertragung dieser Formulierungen auch auf das Kinderbildungsgesetz.
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Anmerkungen zu Art. 6: Anderung des Landeswahlgesetzes

§ 24 Abs. 1 S. 1 LWahlG

Im Zusammenhang mit der Frage der Wahlberechtigung kritisiert das KSL Rheinland den
Ausschluss von Menschen, die vollumfanglich unter gesetzlicher Betreuung stehen. Dieser
Ausschluss muss aufgehoben werden. Die UN-BRK kennt eine solche Unterscheidung und

einen solchen Ausschluss von Grundlagen der politischen Partizipation nicht.

Der BRK-Ausschuss hat dies in seinen abschlieBenden Bemerkungen und auch in seiner
Rechtsprechung (vgl. Bujdosé gegen. Ungarn)® mehrfach betont. Die in der Anhérung gedu-
Rerte Mitteilung, der Ausschluss vom Wahlrecht komme in der Praxis so gut wie nie vor,
unterstreicht die Notwendigkeit der Streichung der entsprechenden landesrechtlichen Vor-
schrift. Das gebietet zudem bereits der verfassungsrechtliche VerhaltnismaRigkeitsgrundatz.
Danach darf der Gesetzgeber nicht in die Rechte der Birger eingreifen, wenn der Eingriff

nicht erforderlich ist.

Aus der Beratungspraxis sind dem KSL Rheinland Falle bekannt, in denen Menschen mit kor-
perlicher Beeintrachtigung, die kognitiv uneingeschrankt orientiert sind, aus Griinden der
physischen Uberlastung durch die Bewéltigung des Alltags den Wunsch nach einer méglichst
umfassenden gesetzlichen Betreuung duRern. Diese Menschen waren fir den Fall, dass eine
vollumfangliche Betreuung auf ihren Antrag hin angeordnet wird, ebenfalls vom Wahlrecht

ausgeschlossen. Auch diese Folge ist nicht hinnehmbar.

§ 24 Abs. 1 S. 2 LWahlG

Die amtliche Herstellung der Wahlschablonen ist zu begriien, da dies auch ein Ausdruck der
Schaffung eines inklusiven Wahlsystems ist. Die in § 40 vorgesehene Kostenerstattung an

den Blindenverein fir die Herstellung der Schablonen ist nunmehr entbehrlich.

Allerdings fehlt eine Regelung Giber Wahlunterlagen in leichter Sprache. Auch an dieser Stelle

wird deutlich, dass die Bediirfnisse von Menschen mit geistigen oder kognitiven Einschran-

% CRPD/C/10/D/4/2011.
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kungen bislang nur sehr unzureichend berticksichtigt werden. Hier ist eine Gleichstellung mit

Regelungen bezliglich anderer Beeintrachtigungen zwingend geboten.

Anmerkungen zu Art. 7: Anderung des Kommunalwahlgesetzes

§ 23 Abs. 1S. 1 und 2 Kommunalwahlgesetz NRW

Auch hier ist aus Sicht des KSL Rheinland der Ausschluss von Menschen unter vollumfangli-
cher gesetzlicher Betreuung von der Kommunalwahl aus den oben genannten Griinden ab-
zuschaffen. Bezlglich der Herstellung der Wahlschablonen wird auf die Ausfiihrungen zum

Landeswahlgesetz verwiesen.

Anmerkungen zu Art. 8: Anderung der Kommunikationshilfeverordnung
Nordrhein-Westfalen

§1

Aus Sicht des KSL Rheinland ist nicht nachvollziehbar, weshalb nur Menschen mit Hérbehin-
derung oder Sprachbehinderung einbezogen sind, notwendig ware auch die Einbeziehung
von Menschen, die aufgrund geistiger oder kognitiven Einschrankungen auf leichte Sprache
oder dhnliche Kommunikationshilfen angewiesen sind. Dies gilt auch vor dem Hintergrund

des gleichen Zugangs zum Recht aus Art. 12 UN-BRK.

Beziliglich der Verwendung von leichter Sprache wird auf die allgemeinen Ausfiihrungen zu

Beginn dieser Stellungnahme verwiesen.
Positiv hervorzuheben ist die Einbeziehung der elterlichen Sorge gemaR § 1626 BGB.

§2Abs. 1

Auch hier ist zu bemangeln, dass eine Horbehinderung oder Sprachbehinderung wesentli-
cher Anknlipfungspunkt ist, wahrend andere Behinderungen wie Lernschwierigkeiten offen-
bar nicht bericksichtigt werden. Kurioserweise sind spezifische Kommunikationsmittel fir
Menschen mit gravierenden kognitiven Einschrankungen (Bildsymbole) in § 3 Abs. 2 der Ver-

ordnung ausdricklich vorgesehen.
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§ 2 Abs. 2

Aus Sicht des KSL Rheinland ist zu begrifRen, dass eine durch den behinderten Menschen
ausgewahlte Person als Kommunikationsunterstiitzung zu berticksichtigen ist, fragwirdig ist
aber, weshalb dies teilweise bei Menschen mit Lernschwierigkeiten nicht genauso gehand-

habt wird.

§2Abs. 4

Der breite Katalog an moglichen Kommunikationshilfen ist positiv zu bewerten.

§ 3 Abs.1und 2

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

§4

Das KSL Rheinland kritisiert den Schulen eingeraumten Ressourcenvorbehalt. Auch bei Kapa-
zitatsproblemen ware zumindest eine Kostenerstattung noétig. Vermutlich ist dieser Ressour-
cenvorbehalt auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts * im Zusammenhang mit
dem Diskriminierungsverbot aus Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG zu bewerten, in welcher die Mdglich-
keit eines behinderten Kindes zum Besuchs einer Regelschule ebenfalls unter einem Vorbe-
halt der vorhandenen sachlichen und personellen Ressourcen der Schule gestellt wurde. Eine
solche Privilegierung der Schule im Bereich der Kommunikationshilfe ist jedoch nicht ange-

zeigt und auch nicht mit Art. 24 UN-BRK zu vereinbaren.

§ 5Abs.1-Abs.5

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

Anmerkungen zu Art. 9: Anderung der Verordnung iiber barrierefreie Doku-
mente

§1Abs. 2

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

* Beschluss vom 8. Oktober 1997, 1 BvR 9/97.
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§2

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

§4S.1

Ausdrucklich auch im Sinne der gleichberechtigten Nutzbarkeit von gesetzlichen Fristen fiir
Widerspruch und Klageerhebung ist die Gleichzeitigkeit der Bekanntgabe von behérdlichen
Entscheidungen in konventioneller und individuell notwendiger Form zu begriiRen. Dadurch
wird gewahrleistet, dass Menschen mit besonderen Anforderungen an die Barrierefreiheit
bei der Kenntnisnahme von Dokumenten die gleichen rechtlichen Moglichkeiten haben wie

Menschen ohne Behinderung, soweit es um die Wahrung von Fristen geht.

Allerdings muss in diesem Zusammenhang auch sichergestellt sein, dass durch die zusatzli-
che Erstellung einer speziell angepassten Form der Dokumente keine Verzégerungen bei der

Bearbeitung bzw. Bekanntgabe insgesamt entstehen.

Es muss daher gewiéhrleistet sein, dass nicht nur beide Varianten der Dokumente zeitgleich
beim Adressaten eintreffen, zu gewahrleisten ist auch, dass diese Dokumente mit der glei-
chen Geschwindigkeit erstellt und zugestellt werden wie fiir einen Menschen ohne Behinde-

rung, fiir den eine klassische Schwarzschrift-Variante ausreichend ist.

§ 5 Abs. 1und 2

Das in § 5 Abs. 2 grundsatzlich anerkannte Wunsch- und Wahlrecht des behinderten Men-

schen wird durch das KSL Rheinland ausdriicklich begriiRt.

Anmerkungen zu Art. 10: Aufhebung der Verordnung zum Behindertenbeirat
NRW

keine Anmerkungen des KSL Rheinland

Anmerkungen zu Art. 11: Inkrafttreten

keine Anmerkungen des KSL Rheinland
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Akuter Weiterentwicklungsbedarf

Wie der Veranstaltung zur Prdsentation des Gesetzentwurfs bereits mehrfach dargestellt,

handelt es sich um ein erstes Gesetz zur Starkung der Inklusion.

Diesem ersten Gesetz missen weitere folgen, dies muss sehr zeitnah geschehen. Bereits die
Auseinandersetzung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf macht deutlich, dass zahlreiche
wichtige Themenfelder bislang noch nicht oder nur unzureichend bearbeitet wurden bzw.

bearbeitet werden konnten.

Besonders dringlich ist die Modifikation der Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen. Die
Barrierefreiheit baulicher Anlagen ist ein wesentlicher und unverzichtbarer Bestandteil auf
dem Weg zu einer inklusiven Gesellschaft, da diese ohne eine umfassende Barrierefreiheit
nicht denkbar ist. Die Bestimmungen im vorliegenden Gesetzentwurf zum BGG NRW bezie-
hen sich allesamt auf die geltenden Rechtsvorschriften, wozu auch die Landesbauordnung
gehort. Ohne eine umfassende Neuregelung der Bestimmungen zur Barrierefreiheit in dieser
Landesbauordnung werden die damit verbundenen Bestimmungen des BGG NRW keinerlei

Wirkung entfalten kénnen.

Ebenso dringend erforderlich ist eine Anpassung der Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen. Nur auf diesem Wege ist es moglich, verbindliche Bestimmungen zur Wahrung
der Belange von Menschen mit Behinderung auf ortlicher Ebene zu installieren. Die Empfeh-
lungen, die in § 13 des Gesetzentwurfs zum neuen BGG NRW festgehalten sind, konnen
unter den derzeitigen rechtlichen Rahmenbedingungen keinerlei Wirkung entfalten, da die
kommunale Selbstverwaltung ein wesentliches Strukturprinzip des deutschen Staatsrechts
darstellt und von den Stadten und Gemeinden entsprechend verteidigt wird. Man ware vom
guten Willen der jeweiligen Kommune abhdngig, ob man diesen Empfehlungen folgt oder

nicht, da Empfehlungen keine rechtliche Bindungswirkung zukommt.

Zur Umsetzung der Verpflichtung zur Beachtung der Gesetzesziele bei Zuwendungen und
sonstigen Leistungen an Dritte sind zudem die Richtlinien Gber die Vergabe von Auftragen

oder die Bewilligung derartiger Zuwendungen dahin gehend anzupassen, dass die Beachtung
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der Ziele dieses Gesetzes zwingender Bestandteil der jeweiligen Entscheidung ist und bei

einem Zuwiderhandeln die bewilligten Mittel zuriickgefordert werden.

Es wird die Aufgabe der Verbande und Organisationen von Menschen mit Behinderungen
sein, diesen Prozess der Weiterentwicklung des Rechts zur Starkung der Sozialen Inklusion
kritisch zu begleiten und darauf zu drangen, dass sehr zeitnah weitere Schritte unternom-

men werden, um diesen Prozess voranzutreiben.

Das KSL Rheinland wird sich dieser Aufgabe gerne und mit Nachdruck annehmen.

Zusammenfassung

Das KSL Rheinland begriiRt ausdricklich die Initiative der nordrhein-westfalischen Landesre-
gierung zur Schaffung eines Gesetzes zur Starkung der Sozialen Inklusion. Ganz offensichtlich
stellt sich die Landesregierung der Verpflichtung, die UN-BRK wirksam umzusetzen. Hierzu
gehort auch die Uberfiihrung der Konventionsvorgaben und -leitsdtze in landesgesetzliche

Bestimmungen.

Kritikwirdig ist der Ablauf bzw. die Organisation des Anhorungsverfahrens. Die schriftlichen
Unterlagen wurden erst sehr spat Ubersandt, zudem ist das Zeitfenster fur die Formulierung
der erbetenen Stellungnahmen sehr knapp bemessen. Daneben ist die zeitliche Anordnung
des Anhorungsverfahrens nach dem Kabinettsbeschluss abzulehnen. Es wird dringend darum
gebeten, derartige Anhorungen kiinftig zu einem friiheren Zeitpunkt und mit einem grofie-
ren Zeitfenster durchzufiihren, um eine wirksame Partizipation von Menschen mit Behinde-

rungen an diesen gesetzgeberischen Prozessen sicherzustellen.

Die Ausfiihrungen zu den mit der Umsetzung des Gesetzes entstehenden Kosten sind insge-
samt sehr vage und ohne eine gesicherte Datengrundlage. Ganz offensichtlich ist man be-
strebt, hierdurch ebenso wie durch die bewusste Verwendung unscharfer Verpflichtungen,

Bedenken gegen das Gesetz wegen befiirchteter Kostenexplosionen entgegenzutreten.

Das KSL Rheinland kritisiert die kaum vorhandene Verbindlichkeit von Verpflichtungen der

Trager offentlicher Belange zur Férderung und Beachtung der Ziele dieses Gesetzes. Zusatz-
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lich geschwacht wird die Durchsetzungskraft des Gesetzes durch den Verzicht auf Fristset-
zungen fir die Umsetzung sowie Sanktionen fir den Fall eines Zuwiderhandelns. Auch ste-
hen den Verpflichtungen der Trager offentlicher Belange aus diesem Gesetz keine korres-

pondierenden Rechtsanspriiche zu Gunsten von Menschen mit Behinderung gegeniiber.

Positiv zu bewerten ist die Zielsetzung einer vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teil-
habe von Menschen mit Behinderung an der Gesellschaft. Ebenso ist anzuerkennen, dass der
Begriff der angemessenen Vorkehrungen in dem Gesetzentwurf aufgenommen wurde und

eine Vorenthaltung derartiger Vorkehrungen als Diskriminierung zu bewerten ist.

Aus Sicht des KSL Rheinland ist zudem die Einbeziehung von Beliehenen in den Kreis der
Verpflichteten zu begriBen. Hingegen sind die Bestimmungen zur Einflussnahme im Wege
der privatrechtlichen Beteiligung zu schwach ausgepragt, indem man sich lediglich auf

Mehrheitsbeteiligungen beschrankt.

Notwendig ist auch die Einbeziehung von Anbietern aus dem Bereich der Behindertenhilfe,
da sie durch die auch Aufgaben der 6ffentlichen Daseinsvorsorge Gibernehmen und demzu-

folge ebenfalls auf die Vorgaben der UN-BRK zu verpflichten sind.

Die grundlegende Anerkennung von Elternschaft mit Behinderung stellt einen wichtigen
Schritt auf dem Weg zur gesellschaftlichen Anerkennung und Wertschatzung einer solchen
Elternschaft insgesamt dar. Allerdings leidet dieses grundsatzlich positive Anerkenntnis unter
den bereits kritisierten sehr schwachen Auspragungen der Verpflichtungen und der ungesi-

cherten Datenlage zur Bedarfsbemessung.

Bei der Definition von Menschen mit Behinderungen begrii3t das KSL Rheinland die ansatz-
weise Anlehnung an die Begrifflichkeiten der UN-BRK. Allerdings verkennt der Gesetzent-
wurf, dass die UN-BRK einen bewusst offenen Behinderungsbegriff verwendet, sodass eine
Anpassung notwendig ist. Auch sollte in Anlehnung an das SGB IX der Kreis der von Behinde-

rung bedrohten Menschen aufgenommen werden.

Anzuerkennen ist auch die Ausweitung der Anwendungsbereiche einer Kommunikationshilfe

fir Menschen mit Horbehinderung oder Sprachbehinderung. Weshalb man bei Menschen

~43- Z SIKOLN

|

I



E [ ] &
c ﬁr KoMPETENZZENTRUM SELBSTBESTIMMT LEBEN

RS 2% NoRDRHEIN-WESTFALEN
'\ rw Dr\k 'msi\' KomPETENZZENTRUM SELBSTBESTIMMT LEBEN

mit Lernschwierigkeiten, die auf eine angepasste Kommunikation etwa in leichter Sprache

angewiesen sind, nicht dieselbe Konsequenz angewandt hat, ist nicht nachvollziehbar.

Die vorgesehene Koordinierungsstelle ist aus Sicht des KSL Rheinland in der Staatskanzlei
anzusiedeln, um Uber die notwendige Durchsetzungskraft gegentiber den Landesministerien

zu verschaffen.

Fiir den Bereich der Beteiligung von Menschen mit Behinderung an den politischen Prozes-
sen ist auf eine friihzeitige und wirksame Beteiligung zu achten. Auch missen die Rechte der

betroffenen gestarkt werden, bis hin zu einem Vetorecht in einzelnen Fragen.

Die Monitoringstelle des Landes, dessen Einfiihrung ausdriicklich begriiBt wird, sollte nicht
beim Inklusionsbeirat, sondern beim Deutschen Institut flir Menschenrechte in Berlin ange-

siedelt werden.

Die Berichterstattung zur Situation von Menschen mit Behinderung und die Evaluierung des

Gesetzes missen in kiirzeren zeitlichen Abstanden erfolgen.

Der Begriff der Barrierefreiheit ist (ibergreifend tber diese drei Komponenten der Auffind-

barkeit, Zuganglichkeit und der Nutzbarkeit zu definieren.

Zu begriiRen ist die Ubernahme zahlreicher Grundgedanken des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes (AGG), konsequenterweise hatten aber auch die Bestimmungen {ber Scha-

denersatz oder Entschadigung ibernommen werden miissen.

Das Instrument der Zielvereinbarung ist unterstliitzend zu begleiten und auszuweiten. Die
Erweiterung der Klagemoglichkeiten auch in Richtung einer Verpflichtungsklage werden aus-

driicklich begriRt.

Die Verbesserung bei dem Recht auf Gestaltung von Bescheiden und anderen behordlichen
Schriftstlicken in einer zuganglichen Form werden durch das KSL Rheinland ausdriicklich be-
griilt. Auch hierbei ist auf eine Starkung der leichten Sprache und auf eine Gleichbehand-

lung gegenliber anderen Kommunikationsformen zu achten.
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Die Bestimmungen zur Etablierung kommunaler Behindertenbeauftragter oder vergleichba-
re Institutionen sind ohne Anderungen der der Gemeindeordnung nicht zu realisieren. Ahn-
lich verhalt es sich mit der Schaffung von Barrierefreiheit im baulichen Anlagen, die ohne

eine Modifikation der Landesbauordnung nicht erreicht werden kann.

Beziliglich des Landesausfiihrungsgesetzes zum SGB XIl wird die Klarstellung beziglich der
Zustandigkeitsverteilung ausdriicklich begriit. Zu kritisieren ist jedoch der Verzicht auf die
Ermachtigung zur Festlegung eines hoheren Grundbetrages bei der Anrechnung von Ein-

kommen durch das System der Sozialhilfe.

Die vorgesehene Fachkommission sollte sich ausdricklich nicht nur auf die Eingliederungshil-
fe, sondern zumindest auch auf die aufstockende Hilfe zur Pflege (derzeit im Sozialhilferecht
geregelte) beziehen. Nur so ist eine ganzheitliche Betrachtung der Lebenssituation der Be-

troffenen moglich.

Flir den Bereich der Kinderbildung und der Schule verwundert die Ungleichbehandlung fiir
Eltern mit Lernschwierigkeiten, hier ware eine Vereinheitlichung nach den MaRstdaben des

Schulgesetzes geboten.

Der Ausschluss vom Wahlrecht fiir Menschen unter vollstéandiger gesetzlicher Betreuung ist

aufzuheben.

AbschlieBend bittet das KSL Rheinland darum, die aufgezeigten Kritikpunkte umzusetzen und

in eine Uberarbeitung des Gesetzentwurfs ein zu pflegen.

SchliefRlich bedankt sich das KSL Rheinland fiir die Moglichkeit, zu diesem Gesetzentwurf

Stellung zu nehmen und steht fiir weitere Rickfragen jederzeit zur Verfigung.

Koln, Bochum, 10. Dezember 2014

SL —t5- 7 SiKOLN



	Einführung
	Grundlage der Stellungnahme
	Allgemeine Anmerkungen zum Gesetzentwurf
	Ablauf und Organisation des Anhörungsverfahrens
	Anmerkungen zur finanziellen Dimension des Gesetzentwurfs
	Fehlen von Verbindlichkeit, Fristsetzung, Sanktionen und Rechtsansprüchen von Menschen mit Behinderungen
	Unzureichende Förderung der Verwendung von leichter Sprache

	Anmerkungen zu Art. 1: Erstes allgemeines Gesetz zur Stärkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen
	§ 1 (Ziele)
	§ 2 (Geltungsbereich)
	§ 3 (Menschen mit Behinderungen)
	§ 4 (Allgemeine Grundsätze für die Träger öffentlicher Belange)
	§ 5 (Anforderungen an die Gesetzgebung)
	§ 6 (Zugänglichkeit der Dienste und Einrichtungen für die Allgemeinheit)
	§ 7 (Kompetenz- und Koordinierungsstelle)
	§ 8 (Beteiligung von Menschen mit Behinderungen)
	§ 9 (Inklusionsbeirat)
	§ 10 (Berichterstattung)
	§ 11 (Inkrafttreten, Berichtspflicht)

	Anmerkungen zu Art. 2: Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen
	§ 1 (Ziel des Gesetzes, Geltungsbereich)
	§ 2 (Diskriminierung)
	§ 3 (Angemessene Vorkehrungen)
	§ 4 (Barrierefreiheit)
	§ 5 (Zielvereinbarungen)
	§ 6 Abs. 1 S. 1 BGG NRW
	§ 6 Abs. 2 S. 3 BGG NRW
	§ 7 (Barrierefreiheit in den Bereichen Anlagen und Verkehr)
	§ 8 (Barrierefreie Kommunikation)
	§ 9 (Gestaltung von Bescheiden, amtlichen Informationen und Vordrucken)
	§ 10 Abs. 1 BGG NRW
	§ 10 Abs. 2 BGG NRW
	§ 11 Abs. 1 BGG NRW
	§ 12 Abs. 1 BGG NRW
	§ 12 Abs. 2 S. 1 BGG NRW
	§ 12 Abs. 2 S. 2 BGG NRW
	§ 12 Abs. 3 S. 3 BGG NRW
	§ 13 (Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderungen auf örtlicher Ebene)
	§ 14 Abs. 1 BGG NRW
	§ 14 Abs. 2 BGG NRW

	Anmerkungen zu Art. 3: Änderung des Landesausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buches (SGB XII) für das Land Nordrhein-Westfalen
	§ 2 Abs. 1 und 2 AG SGB XII NRW
	§ 2a AG SGB XII NRW
	§ 2b AG SGB XII NRW
	§ 7 Abs. 6 S. 2 AG SGB XII NRW
	§ 8 AG SGB XII NRW
	§ 9 AG SGB XII NRW
	§ 10 AG SGB XII NRW

	Anmerkungen zu Art. 4: Änderung des Kinderbildungsgesetzes
	§ 9 Abs. 1 KiBiz

	Anmerkungen zu Art. 5: Änderung des Schulgesetzes NRW
	§ 42 Abs. 4 SchulG NRW

	Anmerkungen zu Art. 6: Änderung des Landeswahlgesetzes
	§ 24 Abs. 1 S. 1 LWahlG
	§ 24 Abs. 1 S. 2 LWahlG

	Anmerkungen zu Art. 7: Änderung des Kommunalwahlgesetzes
	§ 23 Abs. 1 S. 1 und 2 Kommunalwahlgesetz NRW

	Anmerkungen zu Art. 8: Änderung der Kommunikationshilfeverordnung Nordrhein-Westfalen
	§ 1
	§ 2 Abs. 1
	§ 2 Abs. 2
	§ 2 Abs. 4
	§ 3 Abs. 1 und 2
	§ 4
	§ 5 Abs. 1 - Abs. 5

	Anmerkungen zu Art. 9: Änderung der Verordnung über barrierefreie Dokumente
	§ 1 Abs. 2
	§ 2
	§ 4 S. 1
	§ 5 Abs. 1 und 2

	Anmerkungen zu Art. 10: Aufhebung der Verordnung zum Behindertenbeirat NRW
	Anmerkungen zu Art. 11: Inkrafttreten
	Akuter Weiterentwicklungsbedarf
	Zusammenfassung

